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G O E T H E -U N I V E R S I T Ä T
FRANKFURT, WS 69/70.
Anläßlich der bevorstehenden Wahlen
zum Studierendenparlament werden
auf einem teach-in zwei Konzepte stu-
dentischer Einfluß-
nahme gegeneinan-
der diskutiert: ein-
mal die - vor allem
vom Sozialdemokra-
tischen Hochschul-
bund (SHB) verfoch-
tene - sogenannte
Reformstrategie, die
mit einer Demokrati-
sierung der Hoch-
schule die Forderung
nach allgemeinem
Zugang und nach
studentischer Mitbe-
stimmung in den
akademischen Ver-
waltungsgremien
verbindet; zum an-
deren die in Teilen
des Sozialistischen Deutschen Studen-
tenbundes (SDS) verbreitete Auffas-
sung, emanzipatorische Zielsetzungen
seien im Rahmen einer bloß techno-
kratischen Hochschulreform nicht
artikulierbar und bedürften daher im-
mer auch einer Kritik der Wissenschaft
selbst.

Hans-Jürgen Krahl, damals so et-
was wie der theoretische Kopf des
Frankfurter SDS, unterstellt den Stra-
tegiepapieren des SHB einen unreflek-
tierten Reformismus, dessen Problem
nicht so sehr die konkret vorgeschla-
genen Reformvorhaben seien als viel-
mehr die Tatsache, daß diese keinen
Bezug mehr aufweisen auf emanzipa-
tionsgerichtete Fragestellungen. Der
rhetorische Rekurs aufs Proletariat,
etwa die beschworene Einheit von Ar-
beiterklasse und Intelligentsia, könne
die kritische Reflexion auf den gesell-
schaftlich-historischen Zusammen-
hang nicht ersetzen. Vielmehr werde
gerade jede Fundamentalkritik durch
eine auf studentische Interessenvertre-
tung beschränkte Politik verdrängt.

Krahl zufolge verdankt sich die
Möglichkeit einer kritischen Ge-
sellschaftstheorie im neunzehnten
Jahrhundert nicht zuletzt auch der
„idealistischen Überhöhung geistiger
Arbeit”, die nun „durch die positivi-
stische Zerstreuung der Einzelwissen-
schaften unmöglich geworden” sei.

Zwei Geschichten,
eine Moral

Sich nun unhinterfragt auf die Seite
des wissenschaftlich-technischen Fort-
schritts zu schlagen, wie es bornierte
Reformkonzeptionen nahelegen, hie-
ße sich zugleich blind machen gegen-

über dessen spezifisch
gesel lschaftl icher
Form sowie der insti-
tutionellen Verfaßt-
heit von Wissenschaft
und Technik im ar-
beitsteiligen Betrieb
der bürgerlichen Ge-
sellschaft. Somit sei
„der abstrakte Protest
gegen die Gesellschaft
als Ganzes gerade auf-
grund der Struktur,
die die geistige Arbeit
heute auszeichnet, al-
lemal noch konkreter
als einzelne Reform-
vorschläge, die sich in
keinem einzigen Satz
auf die Gesamtverän-

derung beziehen.”

R U H R - U N I V E R S I T Ä T
BOCHUM, WS 99/00:
Im Vorfeld der Studierendenparla-
mentswahlen meldet sich der SHB mit
einer Protestaktion zu Wort, die ge-
gen den ‘Qualitätspakt’ der Hochschu-
len in NRW mobilisiert. Von Stellen-
streichungen und allerhand Kürzungen
im universitären Lehrbetrieb ist da die
Rede, die es im studentischen Interes-
se abzuwehren gelte. Über den quan-
titativen Aspekt der materiellen Aus-
stattung hinaus wird die Hochschule
als gesellschaftliche Bildungseinrich-
tung nicht weiter problematisiert. Un-
terstellt wird lediglich, daß das allen
Studierenden gemeinsame Interesse im
Studieren bestehe. Eine zugegeben ba-
nale Erfindung, die spätestens seit der
theoretischen wie praktischen Abrü-
stung der Stu-
dentinnen- und
Studentenbewe-
gung unter dem
Etikett Hoch-
schulpolitik die
Runde macht.

Um der Fra-
ge zu entgehen,
warum was wie
und zu welchem
Zweck studiert
wird (oder eben

Anzeige

Nicht genug, daß Anfragen
von außerAStAlichen In-
itiativen wie der Feministi-
schen Winteruni mit beein-
druckender Arroganz grund-
sätzlich nicht beantwortet

werden. Nein,
auch die Hand-
lungsfähigkeit
von Projekten,
die vom AStA
Finanzierung
zuges iche r t
bekommen ha-
ben, wird - po-
tentielle Kan-
didatin hier,
verarschbarer
Neuwähler da -
mit der Durch-
führung von
nicht nur fi-
nanziell wag-
halsig sondern
auch schwach-
s i n n i g e n
Events wie der
Unifete (bzw.
dem großarti-
gen Uniherbst-
fest) jedes
Jahr aufs Neue
aufs Spiel ge-

setzt. Exemplarisch für eine
Politik, die mit beeindruk-
kender Kurzsicht nur die
WählerInnenstimmen im
Auge hat, und plötzlich
feststellen muß, daß dann
halt der Restetat der auto-
nomen Referate oder das
Frauenarchiv Leihse dran
glauben müssen.

FEMINISMUS!
Da nicht zu erwarten ist,
daß am letzten Wahltag die
herrschenden Verhältnisse
endlich ihrer dialektischen
Bestimmung nachgehen
werden, also weiterhin da-
mit zu rechnen ist, daß blö-
de Anmachen, Gewalt-
erfahrungen, sexuelle Belä-
stigung, anzügliche Ange-
bote in Prüfungsgesprä-
chen, kaum vorhandene
Kinderbetreuungsmöglich-
keiten, unzureichende öko-
nomische Absicherung usw.
zum Unialltag für Frauen
gehören, ist eine feministi-
sche Universitäts- und Ge-
sellschaftskritik unabding-
bar.

Daß sich weder RCDS, LHG noch FSI einen
Deut für feministische Politik interessieren
und dies auch niemals tun werden, mag
vielleicht nicht verwundern. Daß aber eine
Liste, die von sich selbst behauptet, „jung
und links” zu sein, nicht begriffen hat, daß
zum „links”, d.h. zumindest auch gesell-
schaftskritisch, sein, mehr gehört, als
einmal im Jahr auch den Frauen „TuWas”-
Buttons und ggf. SHB-Anstecknadeln
anzuheften, ist schon einige Beschimpfun-
gen wert.

BAföG, Babys
und B.A.
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